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durch die Bundesregierung 


Deutscher Bundestag 
ll.Wahiperiode 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Bundeserziehungsgeidgesetzes 
und anderer Vorschriften 
— Drucksache 11/4687 — 

hier: Steiiungnahme des Bundesrates vom 2. Juni 1989 und Gegenäußerung 


der Bundesregierung 


Steiiungnahme des Bundesrates 


Der Bundesrat hat in seiner 601. Sitzung am 2. Juni 
1989 gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes be- 
schlossen, zu dem Gesetzentwurf wie folgt Stellung zu 
nehmen: 

1. Zum Gesetzentwurf insgesamt 

Der Bundesrat begrüßt ausdrücklich die beab- 
sichtigte Ausweitung der Leistungen nach dem 
Bundeserziehungsgeldgesetz. Er bestätigt auf- 
grund bisheriger Erfahrungen der Bundesländer 
mit der Durchführung des Gesetzes die hohe Ak- 
zeptanz von Erziehungsgeld und Erziehungsur- 
laub. 

Das Erziehungsgeld verbessert entscheidend die 
wirtschaftliche Situation derer, die Kinder erzie- 
hen und hierfür insoweit auf Erwerb Stätigkeit ver- 
zichten; die wesentliche Verschlechterung der re- 
lativen Einkommenssituation junger Familien ge- 
genüber Paaren, die keine Kinder haben und über 
zwei Erwerbseinkommen verfügen, wird durch 
das Erziehungsgeld deuthch gemildert. 

Beide Leistimgen schaffen zugleich für junge Fa- 
milien eine wesentliche Voraussetzung dafür, 
dem immer stärker werdenden Wunsch nach Ver- 


einbarkeit von Famihe und Erwerbstätigkeit ent- 
sprechen zu können. 

Der Bundesrat unterstreicht deshalb auch noch 
einmal die Notwendigkeit, mit Priorität die Ziel- 
setzung weiter zu verfolgen, Erziehungsgeld und 
Erziehungsurlaub auf die ersten drei Lebensjahre 
auszuweiten. Erst in dieser Ausdehnung erfüllen 
beide Leistungen ihre volle Wirkung zugunsten 
eines sozial gerechten Ausgleichs für die, die Kin- 
der erziehen. Sie ist erforderlich, um eine inten- 
sive elterliche Zuwendung für Kinder in der ge- 
samten ersten Lebensphase zu ermöglichen und 
eine kontinuierhche soziale Sicherung mit verläß- 
hchem Schutz des Arbeitsplatzes für erziehende 
Mütter oder Väter zu gewährleisten. 

Der Bundesrat legt im übrigen großen Wert dar- 
auf, daß im Zuge der anstehenden Ausdehnung 
von Erziehungsgeld und Erziehungsurlaub einige 
wenige Änderungen im Bundeserziehungsgeld- 
gesetz vorgenommen werden. Sie beziehen sich 
vor allem auf die Behandlung von Familien mit 
Mehrlingsgeburten, von deutschen Müttern, die 
mit einem Mitglied der NATO-Streitkräfte verhei- 
ratet sind, von jungen Müttern in beruflicher Aus- 
bildung und von Adoptiv- und Adoptivpflegeel- 
tern. 
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2. Zum Gesetzentwurf insgesamt 

Die Bundesregierung wird gebeten, im weiteren 
Gesetzgebungsverfahren Soldaten und Wehr- 
pflichtige in den Geltungsbereich des Bundeser- 
ziehungsgeldgesetzes miteinzubeziehen. 

Begründung 

Nach den gegenwärtigen Bestimmungen des 
Bundeserziehungsgeldgesetzes (§31 BErzGG) 
und der Erziehungsurlaubsverordnung vom 
29. Januar 1986 (BGBl. I S. 240) haben nur Frauen 
in der Laufbahn der Offiziere des Sanitätsdienstes 
Anspruch auf Erziehungsurlaub und Erziehungs- 
geld, d. h. männliche Bundeswehrsoldaten und 
Wehrpflichtige sind von diesem Anspruch ausge- 
schlossen. In Anbetracht der wichtigen Bedeu- 
tung des Bundeserziehungsgeldgesetzes für die 
Familien ist diese Regelung nicht gerechtfertigt. 

Das Bundeserziehungsgeldgesetz hat zum Ziel, 
die Erziehung und Betreuung der Kinder in der 
Famüie zu fördern. Dabei wird beiden Eltern die 
Möglichkeit eingeräumt, diese Aufgaben wahrzu- 
nehmen (§§ 1, 3 und 15 BErzGG). Davon dürfen 
auch männliche Bundeswehrsoldaten sowie 
Wehrpflichtige nicht ausgeschlossen bleiben. 

Dies ist auch insoweit erforderlich, da im Zuge der 
fortschreitenden Modernisierung sowie der tech- 
nischen Entwicklung der berufliche Bildungsan- 
spruch in der Arbeitswelt gestiegen ist und die 
Ausbildungszeit sich zunehmend durch Zusatz- 
ausbildung oder Fortbildung verlängert, so daß 
junge Eltern oft darauf angewiesen sind, sich die 
Aufgaben der Erziehung ihrer Kinder partner- 
schaftlich zu teilen. 

Da bei der Inanspruchnahme des Erziehungsgel- 
des und Erziehungsurlaubs die Väter im Ver- 
gleich zu den Müttern nur zu einem geringen Pro- 
zentsatz beteihgt sind, beeinträchtigt die Einbe- 
ziehung dieses Personenkreises in den Geltungs- 
bereich des Bundeserziehungsgeldgesetzes die 
Verteidigungsbereitschaft nicht. 


3. Zu Artikel 1 Nr, 1, 3 und 5 (§ 1 Abs. 3 Nr. 1, § 4 

Abs. 1, § 6 Abs. 1) 

1. In Nummer 1 ist folgender Buchstabe c anzufü- 
gen: 

,c) Absatz 3 Nr. 1 wird wie folgt gefaßt: 

„1. ein Kind, das vor Vollendung seines 
zwölften Lebensjahrs mit dem Ziel der 
Annahme als Kind in die Obhut des 
Annehmenden aufgenommen ist; dies 
gilt auch, wenn das Kind vor dem 1. Ja- 
nuar 1986 geboren worden ist," '. 

2. In Nummer 3 Buchstabe a ist dem § 4 Abs. 1 
folgender Satz 3 anzufügen: 

„In den Fällen des § 1 Abs. 3 Nr. 1 beginnt der 
Anspruch mit dem Tag der Inobhutnahme." 


3. In Nummer 5 ist folgender Buchstabe oa einzu- 
fügen: 

,oa) In Absatz 1 Satz 1 werden nach dem Wort 
„Geburt" die Worte „oder bei angenom- 
menen Kindern vor der Inobhutnahme" 
eingefügt.' 

Begründung 

Nach der geltenden Regelung erhalten Adoptiv- 
bzw. Adoptivpflegeeltern das Erziehungsgeld nur 
anteihg oder sie sind hiervon ganz ausgeschlos- 
sen, wenn sie das Kind nicht unmittelbar nach der 
Geburt adoptieren bzw. zum Zwecke der Adop- 
tion in Obhut nehmen. Tatsächüch erfolgen die 
Adoptionen bzw. Inobhutnahmen häufig erst zu 
einem späteren Zeitpunkt. 

Im übrigen bedarf gerade die Adoption älterer 
Kinder der besonderen Förderung und Anerken- 
nung. Der Aufbau eines tragenden Eltem-Kind- 
Verhältnisses ist bei einem älteren, häufig beson- 
ders förderungsbedürftigen Kind mindestens 
ebenso anspruchsvoll und zuwendungsintensiv 
wie bei einem Säugling. Erziehungsgeld und vor 
allem auch die Möghchkeit des Erziehungsur- 
laubs sollten hier nicht versagt werden. Mit der 
vorgesehenen Altersgrenze (12. Lebensjahr) wird 
einerseits noch dem Betreuungsaspekt des Erzie- 
hungsgeldes Rechnung getragen, zugleich aber 
auch der Großteil der Adoptionsfälle in die gesetz- 
liche Leistung einbezogen. 

Die Leistung für Adoptiv- und Adoptivpflegeel- 
tem darf nicht davon abhängig gemacht werden, 
ob und inwieweit für das Kind bereits anderen 
Bezugspersonen (leiblichen Eltern) Erziehungs- 
geld gewährt worden ist. Es handelt sich hier um 
einen eigenständigen Erziehungssachverhalt, der 
die Voraussetzungen nach dem Bundeserzie- 
hungsgeldgesetz neu erfüllt. Im übrigen wäre 
eine Berücksichtigung bzw. Anrechnung bereits 
geleisteten Erziehungsgeldes mit der Beachtung 
des Adoptionsgeheimnisses (vgl. § 1758 BGB) 
nicht vereinbar. 

Die Änderungen zu §§ 4 und 6 sind Folgeände- 
rungen. 


4. Zu Artikel 1 Nr. 1 nach Buchstabe c — neu — 

(§ 1 Abs. 5 Satz 2 — neu — ) 

In Artikel 1 Nr. 1 ist folgender Buchstabe d 
— neu — anzufügen: 

,d) In Absatz 5 wird folgender Satz 2 angefügt: 

„In Fällen besonderer Härte, insbesondere 
durch Tod des Erziehungsgeldberechtigten, 
kann von den Voraussetzungen des Absat- 
zes 1 Nr. 4 abgesehen werden." ' 

Begründung 

Das Bundeserziehungsgeldgesetz sollte entspre- 
chenden Härtefällen dadurch Rechnung tragen. 
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daß unter Aufrechterhaltung der Bedingung des 
Erziehungsgeldes an das Personensorgerecht Er- 
ziehungsgeld auch dann gewährt werden kann, 
wenn der oder die Personensorgeberechtigten 
aufgrund außergewöhnlicher Lebensumstände 
die Erziehung und Betreuung des Kindes nicht 
selbst wahmehmen können. Die vorgeschlagene 
Ausnahmeregelung entspricht diesem Anliegen 
und vermeidet zugleich unerwünschte Übertra- 
gungen des Personensorgerechts auf andere Per- 
sonen wie Großeltern, die in der Notsituation die 
Betreuung des Kindes übernehmen. 


5. Zu Artikel 1 Nr. i nach Buchstabe d — neu — 

(§ 1 Abs. 6 — neu — ) 

In Artikel 1 Nr. 1 ist folgender Buchstabe e 
— neu — anzufügen: 

,e) Es wird folgender Absatz 6 angefügt: 

„(6) Anspruch auf Erziehungsgeld hat 
auch der Ehegatte eines Mitglieds einer 
Truppe oder eines zivilen Gefolges der 
NATO-Streitkräfte, der Deutscher im 
Sinne des Artikels 116 des Grundgesetzes 
ist oder die Staatsangehörigkeit eines Mit- 
gliedstaates der Europäischen Gemein- 
schaften besitzt. “ ' 


Begründung 

Der Ausschluß deutscher Ehefrauen von Mitglie- 
dern einer Truppe oder eines zivilen Gefolges der 
NATO-Streitkräfte als Konsequenz des NATO- 
Truppenstatus wird insbesondere von den Betrof- 
fenen entschieden abgelehnt. Die fehlende Ak- 
zeptanz ist offenbar um so größer mit Blick darauf, 
daß das Erziehungsgeld grundsätzlich auch aus- 
ländischen Familien mit Wohnsitz oder gewöhnli- 
chem Aufenthalt im Geltungsbereich des Geset- 
zes zusteht. 

Mit Rücksicht auf den besonderen Leistungs- 
zweck des Erziehungsgeldes und seiner nahezu 
alle Familien erfassenden Geltung ist es dringend 
geboten, für deutsche Frauen, die hier ihren 
Wohnsitz und festen Lebensbezug haben, für 
den Bezug von Erziehungsgeld eine gesetzliche 
Ausnahme vom NATO-Truppenstatut einzu- 
räumen. 

Im Interesse einer einheitlichen Regelung (Wohn- 
sitz) für alle Erziehungsgeldberechtigten und zur 
Vermeidxmg bürokratischer Erschwernisse sollte 
von weiteren gesetzlichen Voraussetzungen in 
bezug auf die Dauerhaftigkeit des Wohnsitzes ab- 
gesehen werden. Ein langfristiger und ununter- 
brochener Wohnsitz oder gewöhnlicher Aufent- 
halt darf für Ehegatten mit deutscher Staatsange- 
hörigkeit generell unterstellt werden. 


6. Zu Artikel 1 Nr. 2 (§ 2 Abs. 1 Nr. 3 — neu — , 
Abs. 2 Nr. 2) 

a) In Artikel 1 Nr. 2 ist in § 2 Abs. 1 folgende 
Nummer 3 — neu — anzufügen: 

„3. eine Beschäftigung zur Berufsausbildung 
ausgeübt wird. “ ; 

b) ferner ist in § 2 Abs. 2 Nr. 2 folgender Halbsatz 
anzufügen: 

diese Regelung gilt nicht für die zu ihrer 
Berufsausbildung Beschäftigten. " 

Begründung 

Die zu ihrer Berufsausbildung Beschäftigten dür- 
fen nicht in einen Konflikt geraten zwischen dem 
Anspruch auf Erziehungsgeld und der Aufnahme 
und dem Abschluß der Berufsausbildung, die ge- 
rade auch im Interesse des Kindes liegt. 

Die zeitiiche Gebundenheit der Auszubildenden 
sowie der Schüler und Studenten ist prinzipiell 
gleichzusetzen. Ihre rechtiiche Gleichstellung ist 
daher geboten. 


7. Zu Artikel 1 nach Nummer 2 und zu Nummer 6 

(§ 3 Abs. 1 Satz 2, § 8 Abs. 1 Satz 1) 

a) In Artikel 1 ist nach Nummer 2 folgende Num- 
mer 2 a einzufügen: 

,2 a. § 3 Abs. 1 Satz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„Bei Betreuung und Erziehung mehrerer 
Kinder wird auch für denselben Zeitraum 
für jedes Kind Erziehungsgeld ge- 
währt. " ' ; 

b) Artikel 1 Nr. 6 ist wie folgt zu fassen: 

,6. § 8 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Worte 
„bis zur Höhe von 600 Deutsche Mark" 
ersetzt durch die Worte „in Höhe der 
jeweils gezahlten Beträge". 

b) Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 3 
angefügt: 

„(3) Leistungen, die . . . (wie Regie- 
rungsvorlage)." ' 

Begründung 

Mit der Änderung des § 3 Abs. 1 Satz 2 wird der 
infolge Mehrlingsgeburten bedingte erhöhte Be- 
treuungs- und Erziehungsaufwand angemessen 
berücksichtigt. Für künftige Mehrlingsgeburten 
kann deshalb Erziehungsgeld entsprechend der 
Anzahl der Kinder mehrfach gewährt werden. Die 
Änderung dient zugleich der Harmonisierung mit 
vergleichbaren Landesleistungen, die für Mehr- 
lingsgeburten mehrfach bewilligt werden. 
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Die Änderung des § 8 Abs. 1 Satz 1 ist eine Folge- 
änderung. 


8. Zu Artikel 1 Nr. 5a — neu — {§ 7 Satz 1) 

Es ist folgende Nummer 5a— neu — einzufü- 
gen: 

,5 a. § 7 Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Laufend zu zahlendes Mutterschaftsgeld, 
das der Mutter nach der Reichsversiche- 
rungsordnung, dem Gesetz über die Kran- 
kenversicherung der Landwirte oder dem 
Mutterschutzgesetz ab der Geburt gewährt 
wird, wird auf das Erziehungsgeld für das 
jeweilige Kind angerechnet." ' 

Begründung 

Es ist zwar sachgerecht, Mutterschaftsgeld als 
zweckgleiche Leistung auf das Erziehungsgeld 
anzurechnen. Die Zweckgleichheit mit dem Er- 
ziehungsgeld als Leistung für die erste Lebens- 
phase des Kindes besteht jedoch nur für Mutter- 
schaftsgeld, soweit es für Zeiten nach der Geburt 
vorgesehen ist, und auch nur insoweit, als sich 
diese Leistung auf dasselbe Kind bezieht, für das 
Erziehungsgeld gewährt wird. Die bislang prakti- 
zierte Anrechnung von Mutterschaftsgeld aus An- 
laß der Geburt eines weiteren Kindes sowohl auf 
das Erziehungsgeld für dieses als auch für das 
erste Kind führt zu Benachteiligungen der Fami- 
hen, die in relativ kurzem Abstand ein weiteres 
Kind bekommen. 

Die Beschränkung der Anrechnung auf Leistun- 
gen für das jeweihge Kind ist zudem eine zwin- 
gende Konsequenz aus der für die Zukunft gefor- 
derten Regelung in § 3 Abs. 1 Bundeserziehungs- 
geldgesetz, Erziehungsgeld für jedes der im 
Haushalt betreuten Kinder zu gewähren. 


9. Zu Artikel 1 nach Nummer 6 (§ 9 Satz 1) 

In Artikel 1 ist folgende Nummer 6 a einzufü- 
gen: 

,6a. In § 9 Satz 1 werden nach dem Wort „Erzie- 
hungsgeldes" die Worte „und andere ver- 
gleichbare Leistungen der Länder" einge- 
fügt; 

Begründung 

Im Verhältnis zu Unterhaltspflichten sollte das 
Landeserziehungsgeld ebenso behandelt werden 
wie das Bundeserziehungsgeld. Beide Leistungen 
haben die gleiche Zielsetzung. 


10. Zu Artikel 1 Nr. 11 (§ 19) 

Artikel 1 Nr. 11 ist wie folgt zu fassen: 

,11. In§ 19 werden die Worte „von einem Monat" 
durch die Worte „von zwei Monaten" er- 
setzt.' 

Begründung 

An der Verkürzung längerer gesetzhcher, ver- 
traglicher und tarif vertraglicher Kündigungsfri- 
sten sollte für den Zusammenhang des Erzie- 
hungsurlaubs in § 19 des Bundeserziehungsgeld- 
gesetzes prinzipiell festgehalten werden. 

Oft ist mit Rücksicht auf die Entwicklung des Kin- 
des, mit Blick auf familiäre Bedingungen und we- 
gen häufiger Schwierigkeiten bei der Abklärung 
geeigneter Betreuungsmöghchkeiten eine Ent- 
scheidung, ob die Erwerb Stätigkeit wieder auf ge- 
nommen werden kann oder nicht, erst relativ spät 
am Ende des Erziehungsurlaubs möghch. 

Andererseits ist anzuerkennen, daß die Ein-Mo- 
natsfrist aus der Sicht der Personalplanung des 
Arbeitgebers, vor allem auch mit Blick auf die 
Beschäftigungsmöglichkeiten befristet eingestell- 
ter Arbeitskräfte, außerordentlich eng bemessen 
ist. 

Im Zuge der beabsichtigten Verlängerung des Er- 
ziehungsurlaubs auf 18 Monate wird eine Aus- 
dehnung der Kündigungsfrist nach § 19 des Bun- 
deserziehungsgeldgesetzes von einem auf zwei 
Monate für angemessen gehalten. 

Hingegen ist eine Ausweitung der Kündigungs- 
frist in der Form, daß zukünftig auch im Zusam- 
menhang mit Erziehungsurlaub die jeweils ge- 
setzliche oder vereinbarte Kündigungsfrist gilt, 
abzulehnen. — Mit Bhck auf die außerordentliche 
Vielfalt hiernach relevanter Fristen ergäben sich 
hieraus für viele Betroffene erhebhche Unsicher- 
heiten; das Versäumen entsprechender Fristen 
würde sich ggf. auch zu Lasten der Kinder auswir- 
ken. Eine solche Regelung würde zudem diejeni- 
gen, die aufgrund entsprechender Vereinbarun- 
gen oder länger bestehender Arbeitsverhältnisse 
längere Kündigungsfristen haben, überaus früh 
zu einer Entscheidung über die Fortsetzung des 
Arbeitsverhältnisses zwingen. Und schließlich 
würden durch die Bezugnahme auf den arbeits- 
rechtlichen Kündigungsstatus erhebliche Un- 
gleichheiten geschaffen, die aus der Sicht des 
Kindes, der Eltern und der Famüie ungerechtfer- 
tigt wären. Es sollte folglich wie bisher eine ein- 
heitliche und zugleich eindeutige Kündigungs- 
frist gelten. 
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Gegenäußerung der Bundesregierung zur Stellungnahme des Bundesrates 


Zu 1. 

Die Bundesregierung stimmt mit dem Bundesrat in 
der positiven Einschätzung der Wirkungen des Bun- 
deserziehungsgeldgesetzes überein. 


Zu 2. 

Die Frage bedarf noch eingehender Prüfung. 


Zu 3. 

Die Bundesregierung stimmt der Zielsetzung zu, daß 
Adoptiveltern Erziehungsgeld und Erziehungsurlaub 
über die im Bundeserziehungsgeldgesetz festgesetzte 
Altersgrenze in Anspruch nehmen können. Sie hält 
jedoch nur eine Rahmenfrist bis zum 3. Lebensjahr mit 
dem Zweck des Gesetzes für vereinbar. Im übrigen 
lehnt sie den Vorschlag ab. 


Zu 4. 

Dem Vorschlag wird wegen der damit verbundenen 
Durchbrechung eines Grundprinzips des Gesetzes 
nicht zugestimmt. 


Zu 5. 

Die Bundesregierung wird die Frage eines Anspruchs 
auf Erziehungsgeld für Ehegatten eines Mitglieds ei- 


ner Truppe oder eines zivilen Gefolges der NATO- 
Streitkräfte prüfen. 


Zu 6. 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 


Zu 7. 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 


Zu 8. 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. Die Anrech- 
nung von Mutterschaftsgeld auf das Erziehungsgeld 
entspricht auch in dem vom Bundesrat genannten Fall 
der Zielsetzung des Gesetzes. 


Zu 9. 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 


Zu 10. 

Die Frage der Verlängerung der Kündigungsfrist wird 
im weiteren Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens 
geprüft werden. 
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